
 

 

 

PRESSEINFORMATION  

Unterschriften für Sozialminister Lucha – Bewohnerschutz und Mitwirkung sind 
nicht verhandelbar 

Neuster Anlass: Kurz vor der Beratung im Sozialausschuss des Landtags am Mittwoch, 
28. Januar um 14:00 Uhr Ort: Übergabe der Unterschriften an Sozialminister Lucha 

Ein breites Bündnis aus 14 PƲege-, Behinderten- und Selbsthilfeorganisationen aus 
Baden-Württemberg setzt ein klares Zeichen: Der Abbau von Schutz-, Beteiligungs- und 
Mitwirkungsrechten im neuen Teilhabe- und PƲegequalitätsgesetz (TPQG) darf nicht 
erfolgen. 

Im Mittelpunkt der Forderungen stehen: 

• der drohende Wegfall von Mindeststandards für ambulant betreute 
Wohngemeinschaften 

• die Einschränkung der Heimmitwirkung 

„Wir geben damit Menschen mit PƲegebedarf und Menschen mit Behinderungen eine 
Stimme, die selbst nicht die Möglichkeit haben, ihre Stimme zu erheben.“  

Bereits in den vergangenen Monaten hat das Bündnis mit Protesten, Briefen und 
Stellungnahmen deutlich gemacht: Wir sind FÜR Bürokratieabbau – aber GEGEN den 
Abbau von Schutz- und Mitwirkungsrechten in der PƲege und Betreuung. 

Forderungen an die Abgeordneten des Sozialausschusses: einfache, aber wirksame 
Mindeststandards festzuschreiben: AnzeigepƲicht, KonzeptpƲicht, unabhängige 
Beschwerdestellen für Bewohnerinnen und Bewohner ambulant betreuter 
Wohngemeinschaften sowie verbindliche Mitwirkungsrechte in PƲegeheimen und in den 
Wohnheimen der Behindertenhilfe. 

Hinweis: Die Unterschriftenübergabe erfolgt zeitnah vor der entscheidenden Sitzung des 
Sozialausschusses. 

 


